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119. Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes
der B 166 Paß Gschütt Straße im Bereich der Gemeinde Annaberg im Lammertal

120. Verordnung: Feststellung der Eignung für die Verwendung im Höheren, Gehobenen oder Mittle-
ren Dienst des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten

121. Kundmachung: Aufhebung des § 36 Abs. 3 lit. B sublit. c des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977 durch den Verfassungsgerichtshof

119. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom
30. Dezember 1988 betreffend die Auflassung
eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich
gewordenen Abschnittes der B 166 Paß
Gschütt Straße im Bereich der Gemeinde

Annaberg im Lammertal

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 166 Paß Gschütt Straße
von km 1,5 bis km 2,00 wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und ver-
kehrsübergebenen — mit Verordnung vom
28. März 1978, BGBl. Nr. 173, bestimmten —
Abschnitt „Mosersäge" für den Durchzugsverkehr
entbehrlich wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Graf

120. Verordnung des Bundesministers für aus-
wärtige Angelegenheiten vom 16. Feber 1989
betreffend die Feststellung der Eignung für die
Verwendung im Höheren, Gehobenen oder
Mittleren Dienst des Bundesministeriums für

auswärtige Angelegenheiten

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Z 3 des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, sowie des
§ 4 Abs. 3 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 333, wird verordnet:

§ 1. Die persönliche und fachliche Eignung für
eine Verwendung im Höheren, Gehobenen und
Mittleren Dienst im Personalstand des Bundesmini-
steriums für auswärtige Angelegenheiten sowohl im
Inland wie im Ausland ist in einem Auswahlverfah-
ren festzustellen.

§ 2. Im Auswahlverfahren für den Höheren
Dienst sind zu bewerten:

1. das Verständnis für politische, wirtschaftliche,
kulturelle und rechtliche Zusammenhänge im
Bereich der internationalen Beziehungen (auf
der Grundlage einer Klausurarbeit);

2. die Kenntnis von Fremdsprachen (auf der
Grundlage der schriftlichen Übersetzung
eines deutschen Textes in die englische und in
die französische Sprache);

3. das Gedächtnis (auf der Grundlage der
schriftlichen Wiedergabe eines vorgelesenen
Textes);

4. die Allgemeinbildung und das historische,
volkswirtschaftliche, kulturelle, völkerrechtli-
che und verfassungsrechtliche Fachwissen
(auf der Grundlage eines Gespräches mit den
Mitgliedern der im § 5 Abs. 1 genannten
Kommission);

5. die Ausdrucksfähigkeit in der deutschen, in
der englischen und in der französischen Spra-
che (auf der Grundlage eines Gespräches mit
den Mitgliedern der im § 5 Abs. 1 genannten
Kommission), wobei die allfälligen Kenntnisse
einer weiteren Fremdsprache, deren Beherr-
schung von der im § 5 Abs. 1 genannten Kom-
mission als von besonderem Nutzen für den
auswärtigen Dienst angesehen wird, für die
Gesamtbeurteilung zu berücksichtigen sind;

6. die allgemeine geistige, körperliche und cha-
rakterliche Eignung für eine Dienstleistung im
In- und Ausland (auf der Grundlage eines
Gespräches mit den Mitgliedern der im § 5
Abs. 1 genannten Kommission sowie der
erforderlichen Untersuchungen und Erhebun-
gen).

§ 3. Im Auswahlverfahren für den Gehobenen
Dienst sind zu bewerten:

1. das Verständnis für Probleme des modernen
Österreich (auf der Grundlage einer Klausur-
arbeit);
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2. die Kenntnis von Fremdsprachen (auf der
Grundlage der schriftlichen Übersetzung
eines Textes aus dem Englischen oder Fran-
zösischen oder aus beiden Fremdsprachen ins
Deutsche);

3. die Allgemeinbildung und das staatsbürgerli-
che Wissen (auf der Grundlage eines Gesprä-
ches mit den Mitgliedern der im § 5 Abs. 2
genannten Kommission);

4. die Ausdrucksfähigkeit im Deutschen sowie
im Englischen oder Französischen oder in bei-
den Fremdsprachen (auf der Grundlage eines
Gespräches mit den Mitgliedern der im § 5
Abs. 2 genannten Kommission);

5. die allgemeine geistige, körperliche und cha-
rakterliche Eignung für eine Dienstleistung im
In- und Ausland (auf der Grundlage eines
Gespräches mit den Mitgliedern der im § 5
Abs. 2 genannten Kommission sowie der
erforderlichen Untersuchungen und Erhebun-
gen).

§ 4. Im Auswahlverfahren für den Mittleren
Dienst sind zu bewerten:

1. die Kenntnisse in Maschinschreiben und Ste-
nographie (auf der Grundlage einer Abschrift,
eines Stenodiktates und dessen Übertragung);
im Bedarfsfall sind Prüfungen in Phonotypie
oder EDV entweder zusätzlich oder anstelle
von Stenographie durchzuführen.

2. Die Kenntnisse von Fremdsprachen (auf der
Grundlage der schriftlichen Übersetzung
eines Textes aus dem Englischen oder Fran-
zösischen oder aus beiden Fremdsprachen, je
nach Wahl des Kandidaten, ins Deutsche,
eines Diktates dieses Textes und eines
Gespräches in der gewählten Sprache mit
einem Mitglied der im § 5 Abs. 3 genannten
Kommission.

3. Die allgemeine geistige, körperliche und cha-
rakterliche Eignung für eine Dienstleistung im
In- und Ausland (auf der Grundlage eines
Gespräches mit einem Mitglied der im § 5
Abs. 3 genannten Kommission sowie der
erforderlichen Untersuchungen und Erhebun-
gen).

§ 5. (1) Die Feststellung der Eignung und die
Reihung der Bewerber um die Verwendung im
Höheren Dienst sind durch eine aus fünf leitenden
Beamten des Höheren Dienstes des Bundesministe-
riums für auswärtige Angelegenheiten bestehende
Sachverständigen-Kommission vorzunehmen.

(2) Die Feststellung der Eignung und die Rei-
hung der Bewerber um die Verwendung im Geho-
benen Dienst sind durch eine aus drei leitenden
Beamten des Höheren Dienstes und zwei Beamten
des Gehobenen Dienstes des Bundesministeriums
für auswärtige Angelegenheiten bestehende Sach-
verständigen-Kommission vorzunehmen.

(3) Die Feststellung der Eignung und Reihung
der Bewerber um die Verwendung im Mittleren
Dienst sind durch eine aus je einem Beamten des
Höheren und Gehobenen sowie des Fachdienstes
des Bundesministeriums für auswärtige Angelegen-
heiten bestehende Sachverständigen-Kommission
vorzunehmen.

(4) Die Mitglieder der in Abs. 1, 2 und 3 genann-
ten Kommissionen sind vom Bundesminister für
auswärtige Angelegenheiten nach Anhörung der
Personalvertretung für die Dauer von drei Jahren
zu bestellen. In gleicher Weise ist die erforderliche
Anzahl von Ersatzmitgliedern zu bestellen.

(5) Die Mitgliedschaft in den in Abs. 1, 2 und 3
genannten Kommissionen endet mit dem Ablauf
der Bestellungsdauer, mit der rechtskräftigen Ver-
hängung einer Disziplinarstrafe, mit der Verset-
zung ins Ausland sowie mit dem Ausscheiden aus
dem Dienststand.

§ 6. Von der Feststellung der Eignung durch ein
Auswahlverfahren gemäß den §§ 1 bis 4 ist in fol-
genden Fällen abzusehen, wenn ein Bewerber auf
Grund seiner fachlichen Ausbildung und Erfahrung
nach Anhörung der im § 5 Abs. 1 oder 2 genannten
Kommission als geeignet betrachtet wird:

1. für eine befristete Verwendung im Ausland als
Fachmann für Wissenschaft und Technologie;

2. für eine Verwendung im Inland als Fachmann
auf den Gebieten des Bibliothekswesens, der
Datenverarbeitung, des Bauwesens sowie des
Fernmeldewesens.

§ 7. (1) Der Nachweis der Eignung für eine Ver-
wendung im Inland gilt für jene Beamte als
erbracht, die am 31. Dezember 1977 dem Höheren
oder dem Gehobenen Dienst im Personalstand des
Bundesministeriums für auswärtige Angelegenhei-
ten angehört haben.

(2) Der Nachweis der Eignung für eine Verwen-
dung im Ausland gilt für jene Beamte als erbracht,
die am 31. Dezember 1977 dem Höheren Auswärti-
gen Dienst oder dem Gehobenen Dienst im Perso-
nalstand des Bundesministeriums für auswärtige
Angelegenheiten angehört haben.

(3) Der Nachweis der Eignung für eine Verwen-
dung an einem Kulturinstitut oder als Kultur- oder
Presseattache (-rat) gilt auch für jene Beamte des
Höheren Dienstes als erbracht, die

a) gemäß Art. I Bundesministerien-Übergangs-
recht 1986, BGBl. Nr. 76, aus dem Personal-
stand des Bundesministeriums für Unterricht
und Kunst, des Bundesministeriums für Wis-
senschaft und Forschung oder, soweit nicht
Abs. 4 anzuwenden ist, des Bundeskanzler-
amtes in den Personalstand des Bundesmini-
steriums für auswärtige Angelegenheiten
übernommen worden sind, oder

b) die Prüfung für den Höheren Auslandskul-
turdienst erfolgreich abgelegt haben.



49. Stück — Ausgegeben am 3. März 1989 — Nr. 121 1199

(4) Der Nachweis der Eignung für eine Verwen-
dung an einer Vertretungsbehörde bei einer inter-
nationalen Organisation für multilaterale wirt-
schaftliche Angelegenheiten gilt auch für jene
Beamte des Höheren Dienstes als erbracht, die

a) gemäß Art. I Bundesministerien-Übergangs-
recht 1986, BGBl. Nr. 76, aus dem Personal-
stand des Bundeskanzleramtes oder des Bun-
desministeriums für Handel, Gewerbe und
Industrie in den Personalstand des Bundesmi-
nisteriums . für auswärtige Angelegenheiten
übernommen und

b) bei der Österreichischen Mission bei den
Europäischen Gemeinschaften verwendet
worden sind.

(5) Der Nachweis der Eignung für eine dem
Tätigkeitsbereich der Gruppe Entwicklungshilfe
der ehemaligen Sektion IV des Bundeskanzleram-
tes entsprechende Verwendung entfällt für jene
Bedienstete, die gemäß Artikel VIII des Bundesge-
setzes, mit dem das Bundesministeriengesetz 1973
und das ÖIG-Gesetz geändert sowie damit zusam-
menhängende Bestimmungen über den Wirkungs-
bereich einzelner Bundesministerien getroffen wer-
den, BGBl. Nr. 439/1984, in den Personalstand des
Bundesministeriums für auswärtige Angelegenhei-
ten übernommen wurden.

(6) Der Nachweis der Eignung für eine Verwen-
dung im Mittleren Dienst im In- und Ausland gilt
für jene Bediensteten als erbracht, die am 14. März
1989 dem Mittleren Dienst des Bundesministeriums
für auswärtige Angelegenheiten angehört haben.

§8. (1) Diese Verordnung tritt am 15. März
1989 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die
Verordnung des Bundesministers für Auswärtige
Angelegenheiten vom 21. Dezember 1977, BGBl.
Nr. 687, in der Fassung BGBl. Nr. 14/1985 außer
Kraft.
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121. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
7. Feber 1989 über die Aufhebung des § 36
Abs. 3 lit. B sublit. c des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1977 durch den Verfassungsge-

richtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 7. Dezember 1988, G 73/88, V 15/88-8,
G 212/88, V 181/88-8, G 230/88, V 204/88-8,
dem Bundeskanzler zugestellt am 24. Jänner 1989,
§ 36 Abs. 3 lit. B sublit. c des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, als verfassungs-
widrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1989 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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